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Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Ob der Ach – Erweiterung – 1.Änderung“       01.02.2021 
Abwägungsvorschlag  
 
 Institution/Person Stellungnahme/Anregung Vorschlag für Abwägung 
 I. Behörden und sonstige Träger öffentlicher 

Belange 
  

1 Stadt Bad Schussenried (14.10.2019) Keine Bedenken. Wird zur Kenntnis genommen. 
2 Netze BW GmbH (29.10.2019) Keine Einwände. Wird zur Kenntnis genommen. 
3 Wasserversorgungsverband Obere Schussen-

talgruppe (16.10.2019) 
Durch die Erweiterung im östlichen Bereich ist für unsere 
bestehende Wasserleitung von der Bahnlinie durch das 
Gebiet ein Streifen von 2,5 Meter Breite als Schutzstreifen 
eingetragen. Dies ist zu wenig und sollte auf mindestens 
vier Meter Breite erweitert werden. 
Die Erschließung mit Trinkwasser ist durch diese Leitung 
gesichert. Wir bitten dies in der Änderung zu berücksichti-
gen. 

In Abstimmung mit der OSG erfolgt eine teil-
weise Verlegung der Leitung. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

4 Deutsche Bahn AG (22.10.2019) Gegen die Erweiterung und Änderung bestehen bei Beach-
tung und Einhaltung der nachfolgenden Bedingun-
gen/Auflagen und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen keine Bedenken . Durch das Vorha-
ben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisen-
bahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht 
gefährdet oder gestört werden. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnan-
lagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Kör-
perschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Brems-
stäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische 
Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebau-
ung führen können. 
In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke 
ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 
Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Fel-
der empfindlichen Geräten zu rechnen . Es obliegt dem 
Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sor 
gen. 
Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 
(z.B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, 
Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder 
von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Dies ist im Zuge der Bauanträge bzw. Bauge-
nehmigungen abzuhandeln. 
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dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen 
sind und Verfälschungen, Überdeckungen Und Vortäu-
schungen von Signalbildern nicht vorkommen. 
Sollte sich nach Inbetriebnahme der Reklameeinrichtung 
herausstellen, dass es doch zu Beeinträchtigungen der 
Signalsicht kommt, ist DB seitig mit einem Widerruf der 
Zustimmung bzw. mit Einschränkungen oder Abänderun-
gen zu rechnen. 
Im Hinblick auf die  Verkehrssicherheit  regen  wir  an,  in  
den  örtlichen  Bebauungsvorschriften  unter „Einfriedung 
en" folgenden Text aufzunehmen: 
„Die im Bebauungsplangebiet ausgewiesenen bebaubaren 
Grundstücke sind entlang der Grenze zu den Bahnanlagen 
mit einer dauerhaften Einfriedung ohne Öffnung bzw. einer 
Leitplanke abzugrenzen."  
Die Einfriedung kann auch als Lebendhecke ohne Bauge-
nehmigung nach LBO gepflanzt werden. 
Durch die mit der Baumaßnahme verbundene Besiedlung 
wird für die Anwohner und deren Kinder eine Gefahren-
quelle gegenüber dem Eisenbahnbetrieb geschaffen , für 
deren Abwehr nach den Grundsätzen des§ 823 BGB der-
jenige, welcher diesen Zustand schafft, zuständig ist. Kon 
kret bedeutet dies, dass der jeweilige Bauherr verkehrssi-
cherungspflichtig ist. 
Die Baulast zur Erstellung und der Unterhalt liegt beim 
jeweiligen Grundstückseigentümer. 
In den Baugenehmigungen ist vor den potentiellen Antrag-
stellern die Einfriedigung als Auflage, gemäß Bebauungs-
plan zu fordern. 
 
In den Textlichen Festsetzungen zur Grünordnung und 
Freiflächengestaltung ist unter Punkt 
2.9 „ Anpflanzen von Bäumen '' folgende Ergänzung auf-
zunehmen: 
,,Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnan-
lagen müssen den Belangen der Sicherheit des Eisen-
bahnbetriebes entsprechen. Bepflanzungen sind daher 
nach Bahn-Richtlinie 882 „Handbuch Landschaftsplanung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bereich des Spielplatzes wird im Zuge der 
Erschließung ein Zaun zur Bahnlinie erstellt. 
Dies wird im städtebaulichen Vertrag geregelt. 
Für die restlichen Bereiche wird die Bepflan-
zung der öffentlichen Grünfläche als ausrei-
chender Schutz angesehen. 
 
 
 
Dies ist im Zuge der Bauanträge bzw. Bauge-
nehmigungen abzuhandeln bzw. liegt in der 
Verkehrssicherungspflicht der einzelnen Bau-
herren. 
 
 
 
 
 
Dies ist im Zuge der Bauanträge bzw. Bauge-
nehmigungen abzuhandeln. 
 
 
 
 
 
 
 
Da es sich beim Pflanzstreifen entlang der 
Bahn um eine öffentliche Grünfläche handelt, 
wird dies im Zuge der Erschließung berück-
sichtigt. Eine Festsetzung im Plan ist daher 
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und Vegetationskontrolle" zu planen und herzustellen". 
Des Weiteren verweisen wir darauf, dass nach den aner-
kannten Regeln der Technik (DIN VDE 0115 Teil _3, 1997-
12 und DIN EN 50122-1) zwischen Oberleitungsanlagen 
und Ästen von Bäumen oder Sträuchern ein Abstand von 
mindestens 2,50 m eingehalten werden muss. 
Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnan-
lagen sind so zu gestalten, dass ein Überhang nach § 910 
BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbarrech-
tes eingehalten sind. Die Pflanzung darf zu keinem Zeit-
punkt ·die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefährden. 
 
Bei Planungen und Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnli-
nie ist die Deutsche Bahn  AG frühzeitig zu beteiligen, da 
hier bei der Bauausführung  ggf.  Bedingungen  zur  siche-
ren  Durchführung des Bau- sowie  Bahnbetriebes  zu be-
achten sind.  
Dies gilt sowohl für eine Beteiligung als Angrenzer sowie im 
Rahmen einer Fachanhörung gemäß  Landesbauordnung 
Baden -Württemberg                 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelba-
ren Bereich von DB Liegenschaften jederzeit mit dem Vor-
handensein betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder 
Verrohrungen gerechnet werden muss 
 
Falls noch nicht geschehen, bitten wir im Rahmen der An-
hörung der Träger öffentlicher Belange das Eisenbahn-
Bundesamt zu beteiligen 

nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies erfolgt im Zuge der Erschließung. 
 
 
 
 
Dies ist im Zuge der Bauanträge bzw. Bauge-
nehmigungen abzuhandeln. 
 
 
 
 
 
 
Dies ist erfolgt. 

5 Thüga Energienetze GmbH (23.10.2019) Keine Einwände. Wird zur Kenntnis genommen. 
6 Unitymedia BW GmbH (06.11.2019) Keine Einwände. Wird zur Kenntnis genommen. 
7 IHK Bodensee-Oberschwaben (12.11.2019) Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 
8 Landratsamt Ravensburg (12.11.2019) A. Bauleitplanung 

 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können, mit Rechtsgrundlage 
 
Rechtsgrundlagen: 
Bitte aktualisieren Sie die Rechtsgrundlagen. 

 
 
 
 
 
 
 
Die Rechtsgrundlagen werden aktualisiert. 
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Planungsrechtliche Festsetzungen: 
Nr. 2.3: Wohnungszahl: Bitte „Gebäude“ durch „Wohnge-
bäude“ ersetzen. 
 
Nr. 2.4.4: Bitte klarstellen, ob Ställe für die Kleintierhaltung 
generell unzulässig sind. 
 
Nr. 2.4.5: Nur 1 Gartenhaus zulässig: Bitte zu Nr. 2.4.4 
Nebenanlagen nehmen. 
Die Vorgabe nach Nr. 2.4.5, dass nur 1 Schuppen zulässig 
ist, fehlt im Textteil. 
 
Nr. 2.5: Grundstücksmindestgröße 420 qm: Gilt die Vor-
schrift auch für eine Doppelhaushälfte? 
 
Nr. 2.8. Die Zweckbestimmung der öffentlichen Grünfläche 
ist noch zu ergänzen. 
Der Spielplatz ist mit einer Linie von der übrigen öffentli-
chen Grünfläche abzugrenzen. Die Zweckbestimmung der 
privaten Grünfläche fehlt auch. 
 
Nr. 2.9.1 Die Bäume sollten im Plan so eingetragen wer-
den, dass das Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg 
(§ 16 Abs. 1 Nr. 5 NRG BW) beachtet ist. Für großwüchsi-
ge Arten sind z.B. 8 m Grenzabstand zu den angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen einzuhalten. 
 
Festsetzung Stammumfang: Bitte die städtebauliche Be-
gründung ergänzen. 
 
Derzeit ist in Satz 1 erläutert, dass die Baumstandorte 
„entlang der Erschließungsstraßen“ festgesetzt werden. 
Bitte ergänzen, dass Pflanzgebote auch entlang den land-
wirtschaftlichen Flächen festgesetzt werden. 
 
Bei dem Pflanzgebot je 200 qm Grundstückfläche 1 Baum 
der Pflanzliste 1 zu pflanzen, sollte klargestellt werden, ob 
das Pflanzgebot auf der „privaten Grünfläche“ entlang der 
Straße mitgerechnet werden kann. Bitte prüfen Sie, ob das 

 
 
Dies wird entsprechend geändert. 
 
 
Hier wird konkretisiert, dass solche Ställe nur 
innerhalb der Baugrenzen zulässig sind. 
 
Die Festsetzung zur Anzahl von Gartenhäu-
sern und Schuppen wird zu 2.4.4 genommen. 
 
 
 
Diese Festsetzung wird für Einzelhäuser und 
Doppelhäuser unterschiedlich festgesetzt. 
 
Die Zweckbestimmung der öffentlichen Grün-
fläche wird ergänzt. 
Die Abgrenzung des Spielplatzes wird im Plan-
teil ergänzt. 
Die Zweckbestimmung der privaten Grünflä-
chen wird ergänzt. 
Die Festsetzung 2.9.1 wird belassen, da sie 
sich nur auf die Bepflanzung entlang er Er-
schließungsstraßen bezieht. 
 
 
 
Die Festsetzung zum Stammumfang wird ge-
strichen. 
 
Wie oben dargelegt, wird 2.9.1 so belassen. 
 
 
 
 
Diese Festsetzung wird dahingehend geän-
dert, dass pro Baugrundstück nur ein Laub-
baum vorgeschrieben wird. Das Pflanzgebot 
entlang der Erschließungsstraße kann hierauf 
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Pflanzgebots von mindestens 2 Bäumen pro Baugrund-
stück überhaupt durchgesetzt werden kann. 
 
Nr. 2.9.2: Dieses Planzeichen findet sich nur in der „öffent-
lichen“ Grünfläche, nicht in der privaten. Bitte streichen Sie 
„private Grünfläche“. 
 
 
Nr. 2.9.4: Erdaushub muss in die Grünflächen: 
Bitte treffen Sie weitere Ausführungen zur Umsetzung die-
ser Vorschrift in der Begründung. Gibt es ein Zeitfenster 
hierfür? Ggf. das Planzeichen Nr. 11.1 der PlanZV ergän-
zen. 
 
Plan: 
Die Bahnfläche ist im Plan nachrichtlich zu übernehmen 
und zu beschriften. 
 
 
 
 
 
2 Bedenken und Anregungen 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen: 
Nr. 2.6: Beim verkehrsberuhigten Bereich nach § 42 Abs. 4 
a StVO sollte bis zum Satzungsbeschluss mit der Ver-
kehrsbehörde abgestimmt sein, dass die mit dem Bebau-
ungsplan gewollte Verkehrsberuhigung durch eine ent-
sprechende Beschilderung nachvollzogen wird. 
Ansonsten sollte die Festsetzung einer Straßenverkehrs-
fläche ohne besondere Zweckbestimmung erfolgen. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Nr. 3.1.2: Meinen Sie hier nur das Satteldach? 
 
 
Nr. 3.2.2: Das Verbot von Hecken entlang der Verkehrsflä-
che ist noch zu begründen. 
 

angerechnet werden. 
 
 
Diese Festsetzung wird dahingehend geän-
dert, dass nur noch Heckenpflanzungen auf 
öffentlichen Grünflächen festgesetzt werden. 
Das Planzeichen für Bäume im Planteil entfällt. 
 
Diese Festsetzung wird gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
Dies wird im Planteil ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung wird von einer Verkehrsfläche 
mit besonderer Zweckbestimmung auf eine 
Verkehrsfläche ohne besondere Zweckbe-
stimmung geändert. 
 
 
 
 
 
Hier wird nur noch die Dachneigung festge-
setzt. 
 
Dies ist bereits Bestandsteil des bislang 
rechtskräftigen Bebauungsplanes und soll 
erhalten bleiben. 
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B. Landwirtschaft, Verkehr 
Keine Anregungen. 
 
 
C. Gewerbeaufsicht 
 
Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können. 
 
Berücksichtigung der Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB. DIN 
18005 Schallschutz im Städtebau: 
Der Schallschutz wurde unter Punkt 4.14 aus heutiger 
Sicht nur unzureichend gelöst. Der damals noch anwend-
bare Schienenbonus aus der 16.BImSchV ist heutzutage 
entfallen. 
Zudem ist in der Bauleitplanung der Außenwohnbereich zu 
schützen und die Vorgabe von Schallschutzfenstern ist zu 
unspezifisch. 
Durch eine schalltechnische Untersuchung ist der Schie-
nenlärm zu untersuchen und es sind entsprechende Maß-
nahmen festzusetzen. 
 
 
D. Naturschutz 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können, mit Rechtsgrundlage 
 
1.1 Natura 2000 Gebiete, § 31, 33 BNatSchG 
Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB in Verbin-
dung mit § 34 BNatSchG vor ihrer Zulassung auf ihre Ver-
träglichkeit mit den Erhaltungszielen des Gebiets zu über-
prüfen. Die Belange von Natura 2000 Flächen sind von der 
Gemeinde nicht abwägbar. 
Durch die Planung ist das NATURA 2000 Gebiet (FFH-
Gebiet 8023-341 „Feuchtgebiete um Alts- hausen“) nach § 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde inzwischen eine Lärmuntersuchung 
durchgeführt, die zu Festsetzungen passiver 
Lärmschutzmaßnahmen führt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde eine Natura 2000 Vorprüfung vorge-
nommen sowie eine artenschutzrechtliche 
Beurteilung durchgeführt. Hieraus werden 
Festsetzungen zu PV-Anlagen und Beleuch-
tungen in den Bebauungsplan übernommen. 
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31 BNatSchG betroffen. Es liegt lediglich 40 m entfernt. Im 
FFH-Gebiet sind hier Vorkommen von Groppe und Strömer 
vorhanden, die sich von Wasserinsektenlarven ernähren. 
Wasserinsekten haben als Adulttiere die Eigenschaft auf 
Flächen mit Abstrahlung polarisierten Lichts zu fliegen und 
dort ihre Eier abzulegen. Dies sind Wasserflächen und 
stark glänzende Flächen wie PV-Elemente oder lackierte 
Metallflächen. Nicht auf Wasser abgelegte Eier können 
sich nicht entwickeln, es kommt zu einem deutlichen Arten-
rückgang mit einer damit verbundenen erheblichen Beein-
trächtigung des Nahrungsangebotes der oben genannten 
Fische. Deshalb sind Festsetzungen zum Insektenschutz 
erforderlich. 
Es sind Festsetzungen zu PV-Elementen zu treffen, wobei 
der momentan geringste Abstrahlungsgrad an polarisier-
tem Licht bei 6 %, bzw. 3 % auf jeder Glasfläche, liegt. 
Auch die LED-Leuchtmittel (3000 K) und der Corpus der 
Lampen sind näher zu definieren und festzusetzen. 
Weiter sind Aussagen erforderlich, ob Regenwasser in die 
Booser Ach eingeleitet wird. Ggf. sind Rückhaltemaßnah-
men erforderlich. 
Wir empfehlen das Formblatt zur Natura 2000 Vorprüfung 
zu verwenden. 
 
2. Bedenken und Anregungen 
 
Im Anhang unter 5.1.1 Pflanzliste 1 –Straßenbäume- sollte 
anstatt der Krimlinde die Winterlinde oder Sommerlinde 
aufgeführt werden (Hummelsterben). 
Zusätzlich zur Roten Kastanie kann unter 5.1.1. auch noch 
die Rosskastanie aufgeführt werden. 
 
3. Hinweise 
 
Der Abstand der öffentlichen Grünfläche zur Gleismitte der 
nördlich gelegenen Bahnstrecke beträgt ca. 10 m. In der 
Geschäftsbereichsrichtlinie 882.0205 „Bepflanzungen an 
Bahnstrecken“ der Deutschen Bahn werden Abstände von 
Gehölzen zur Gleismitte festgelegt. So beträgt der Min- 
destabstand von Spitzahorn und Stieleiche bei einer zuge-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Pflanzliste wird entsprechend geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Bepflanzung des Grünstreifens entlang 
der Bahnlinie wird nur noch eine Heckenpflan-
zung festgesetzt. 
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lassen Geschwindigkeit < 160 km/h 12 m, bei einer Ge-
schwindigkeit > 160 km/h 14 m. Wir empfehlen, dies zu 
klären. 
 
 
E. Oberflächengewässer 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können, mit Rechtsgrundlage 
 
Gewässer II. Ordnung, Hochwassergefahrenkarte 
Südlich des Plangebiets verläuft die Boser Ach als Gewäs-
ser II Ordnung im Abstand von ca. 
30 m. Die Überflutungsflächen von HQ extrem reichen bis 
an die Bebauungsplangrenzen heran. Wir empfehlen, die-
se im Plan einzutragen. 
 
Oberflächenwasserabfluss 
Grundsätzlich darf sich durch die Neuversieglung aus dem 
Plangebiet das Hochwasserabflussverhalten für die nach-
folgende Bebauung in der Ortslage durch zeitliche Erhö-
hung und Beschleunigung des Wasserabfluss nicht nach-
teilig auswirken. 
Die schadlose Ableitung der Drossel- und jedoch aber 
insbesondere der Notentlastungsmengen der Nieder-
schlagswasserbeseitigung sind in der abwassertechni-
schen Erschließungsplanung noch entsprechend nachzu-
weisen. Im weiteren Bebauungsplanverfahren ist die aus-
reichende Leistungsfähigkeit des nachgeschalteten Ge-
wässers ergänzend darzulegen. In der gemeindlichen Ab-
wägung sollte auch berücksichtigt werden, ob evtl. negati-
ve Veränderungen am Hochwasserabflussverhalten in der 
weiterführenden Booser Ach in der Ortslage ausgeschlos-
sen werden können. (§ 5 Abs.1, 6 Abs.1, 55, 57 Abs.1, 60 
WHG, § 12 Abs.3 WG). 
 
2. Hinweise 
 
Starkregenrisikovorsorge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die HQ-Linien werden in den Plan eingetra-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies erfolgt im Rahmen der Erschließungspla-
nung. 
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Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind mögliche Über-
flutungen infolge Starkregenereignissen zu berücksichtigen 
(§ 1 Abs.6 BauGB u. § 37 WHG). 
Aus verschiedenen Gründen, z.B. Oberflächenabflüssen 
an Hanglagen, aus Außeneinzugsgebieten etc., kann es 
bei Starkregen, zu wild abfließendem Wasser kommen. 
Weiterführende Informationen erhalten sie u.a. im Leitfa-
den der LUBW „Kommunales Starkregenrisikomanage-
ment in Baden-Württemberg“ 
http://www4.lubw.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/261161/ 
und auf der Internetseite des Ministeriums für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft Baden- Württemberg. 
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-
natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/ 
 
 
F. Abwasser 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können, mit Rechtsgrundlage 
Die Neuerschließung des Gebietes muss nach derzeitigen 
wassergesetzlichen Vorgaben über ein modifiziertes Sys-
tem erfolgen (getrennte Ableitung von Niederschlagswas-
ser und Schmutzwasser), wenn dies schadlos und mit ei-
nem verhältnismäßigen Aufwand möglich ist, §§ 55 (2) 
WHG. Das Schmutzwasser muss der Sammelkläranlage 
zugeführt werden, § 46 (1) WG. 
Das Regenwasser kann versickert bzw. in einen Vorfluter 
eingeleitet werden, § 55 (2)WHG. 
 
Versickerung: 
Die Dimensionierung und Gestaltung einer Sickeranlage ist 
der A 138 zu entnehmen und im Be- bauungsplan festzu-
schreiben. Die Versickerung hat über eine mind. 30cm 
mächtige Bodenschicht zu erfolgen. 
Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau einer 
Sickeranlage. Es spricht jedoch nichts gegen den Einbau 
einer Zisterne mit Überlauf in eine Versickerungsanlage. 

Aufgrund der Topographie wird das Risiko von 
maßgeblichen Starkregenabflüssen in das 
Gebiet als sehr gering angesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Entwässerungskonzeption sieht ein Trenn-
system vor, bei dem das häusliche Schmutz-
wasser und das Regenwasser der Straßen in 
die bestehende Mischwasserkanalisation ein-
geleitet werden sollen. Das Regenwasser der 
Grundstücke soll dem Vorfluter zugeführt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
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Für die Entwässerungskonzeption ist eine Aussage über 
die Untergrundbeschaffenheit (Bodendurchlässigkeit, Alt-
lasten, Flurabstand) z.B. durch ein Bodengutachten zu 
erbringen. 
 
Einleitung in einen Vorfluter: 
Wird das Niederschlagswasser in einen Vorfluter eingelei-
tet so muss eine Retention (vorübergehende Speicherung 
von Regenwasser um die Abflussspitzen zu verringern) 
gemäß A 117 dimensioniert und erstellt werden. Das Vo-
lumen kann auch über den vereinfachten Ansatz 3 m³ / 100 
m² Ared ermittelt werden. Verordnung über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser. 
Im Bebauungsplan (planungsrechtliche Festsetzung und 
Hinweise bzw. in der örtlichen Bauvorschrift) muss eine 
eindeutige und verbindliche Regelung zur Entwässerungs-
systematik aufgenommen werden. Es muss klar vorgege-
ben sein, wie Schmutzwasser und wie Niederschlags- 
wasser – auch von privaten Flächen - beseitigt wird. 
Werden zur abwassertechnischen Erschließung des Ge-
bietes öffentliche Anlagen erforderlich, müssen diese im 
Benehmen mit der Wasserbehörde hergestellt werden. Die 
notwendigen Planunterlagen sind ggf. rechtzeitig vorzule-
gen, § 48 WG. 
Auf Flächen deren Niederschlagswasser über die Regen-
wasserkanalisation geleitet wird, darf kein Abwasser im 
Sinne von verunreinigtem Wasser anfallen. Entsprechende 
Arbeiten wie z.B. Autowäsche, Reinigungsarbeiten, sind 
nicht zulässig, § 55 (1) WHG. 
Drainagen sind nur zulässig, wenn kein Grundwasser ab-
gesenkt wird (§ 9 WHG) und der Ablauf der Drainage in ein 
oberirdisches Gewässer einleitet. 
Andere Drainagen sind nicht zulässig, § 3 Abwasserver-
ordnung. 
 
1.1 Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen 
oder Befreiungen) 
 
Ist die modifizierte Entwässerung nicht mit verhältnismäßi-
gem Aufwand möglich (z.B. kein Vorfluter, kein sickerfähi-

 
 
 
 
 
 
Zur Einleitung in den Vorfluter soll das Nieder-
schlagswasser auf den Grundstücken mittels 
Retentionszisternen zurückgehalten und ge-
drosselt abgeleitet werden. Die Erschließungs-
planung wird mit dem Landratsamt abge-
stimmt. 
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ger Untergrund), so muss ein Nachweis der Unverhältnis-
mäßigkeit geführt werden, § 55 (1) WHG. 
 
2. Hinweise 
 
Nicht beschichtete Metalldächer aus Kupfer, Zink, Blei 
erhöhen den Gehalt der Schwermetalle im Dachflächenab-
fluss. Deshalb sind diese in Baugebieten mit Versickerung 
zu vermeiden. 
Leitfaden: Naturverträgliche Regenwasserbewirtschaftung, 
DWA-A 138. 
 
Die Versickerung von Metalldächern bedarf einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Dachinstallationen, wie Verwahrun-
gen, Dachrinnen u. Fallrohre aus Kupfer, Zink, Titan-Zink 
und Blei erhöhen den Metallgehalt im Niederschlagswas-
ser, und sollten aus Gründen des Gewässerschutzes des-
halb vermieden werden. 
Es wird empfohlen die alternativen Materialien aufzuführen: 
Aluminium, beschichtetes Zink oder Edelstahl und Kunst-
stoffteile 
 
G. Grundwasser 
 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können, mit Rechtsgrundlage 
 
Wasserversorgung 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die Belange 
der Wasserversorgung zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Ziff. 
8e Baugesetzbuch (BauGB)). Diese sind dann hinreichend 
berücksichtigt, wenn die Gebäude an eine auf Dauer gesi-
cherte, einwandfreie öffentliche Wasserversorgung ange-
schlossen werden. 
In der Begründung zum Bebauungsplan ist die wasserver-
sorgungstechnische Erschließung des Baugebietes kurz 
darzustellen. 
 
2. Bedenken und Anregungen 

 
 
 
 
 
Die Metalle werden mit Ausnahme kleiner Flä-
chenanteile für die Dacheindeckung ausge-
schlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies wird in die Begründung aufgenommen. 
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Grundwasserschutz 
Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen die natürlichen Le-
bensgrundlagen zu schützen. 
(§ 1 Abs. 5 BauGB). Wegen der überragenden Bedeutung 
der Ressource Grundwasser als eine wesentliche Lebens-
grundlage sind Eingriffe in den Grundwasserhaushalt beim 
Bauen zu vermeiden bzw. zu minimieren. 
Um gesicherte Erkenntnisse über die Grundwassersituati-
on zu erhalten, empfehlen wir vorab in grundwassernahen 
Bereichen (Talauen, Quellbereiche usw.) Baugrunderkun-
dungen mittels verpegelten Erdaufschlussbohrungen 
durchzuführen. Bei der Beurteilung der Grundwasserstän-
de ist der Schwankungsbereich des Grundwassers zu be-
rücksichtigen. 
Erdaufschlüsse sind gem. § 43 WG dem Landratsamt – 
Untere Wasserbehörde- anzuzeigen. Falls Grundwasser-
benutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, 
Ableiten, Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grund-
wasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen 
erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreini-
gung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 
Veränderung seiner Eigenschaften zu vermeiden. 
Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte 
sind grundsätzlich nicht zulässig. Um in kritischen Berei-
chen Schadensfällen vorzubeugen, ist zu prüfen, ob nicht 
auf Untergeschosse verzichtet werden kann. Wenn nicht, 
wird empfohlen, die im Grundwasserbereich zu liegen 
kommenden Baukörper wasserdicht und auftriebssicher 
herzustellen. 
Die im Grundwasserbereich eingebrachten Materialien 
dürfen keine schädlichen auslaugbaren Beimischungen 
enthalten. 
 
3. Hinweise 
 
Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise mit aufzu-
nehmen: Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8,9,10 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG). 

 
 
Im Zuge der Erschließung werden Probeschür-
fe gemacht, um Aufschluss über den Unter-
grund und die Grundwasserverhältnisse zu 
erhalten. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen 
werden dann die Baumaßnahmen entspre-
chend ausgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden mitaufgenommen. 
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Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landrats-
amt Ravensburg zu beantragen. Die für das Erlaubnisver-
fahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 
Absatz 2 WG von einem hierzu befähigten Sachverständi-
gen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über 
die notwendigen Unterlagen ist bei der Unteren Wasserbe-
hörde erhältlich. Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und 
Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer 
Baugrube kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt 
werden. 
Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser hat 
der Unternehmer gem. § 49 Absatz 2 WHG bei der Unte-
ren Wasserbehörde des Landratsamtes unverzüglich an-
zuzeigen. Die Untere Wasserbehörde trifft die erforderli-
chen Anordnungen. 

9 Regierungspräsidium Tübingen (14.11.2019) I. Raumordnung 
 
Es werden keine grundsätzlichen Einwendungen gegen die 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB vorgebracht. 
Hinweis: 
Nach den hier vorliegenden GIS-Daten weicht der Gel-
tungsbereich des seit 1998 rechtskräftigen Bebauungspla-
nes erheblich von der im rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan an dieser Stelle dargestellten Wohnbaufläche 
ab.  
Wir bitten um Überprüfung und ggf. Anpassung des Flä-
chennutzungsplanes. 
 
II. Hochwasserschutz 
 
Aus Sicht HWGK besteht keine Betroffenheit. Die geplante 
Bebauung liegt nicht im ausgewiesenen Überschwem-
mungsgebiet der Ach. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan wird angepasst. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

10 Landesamt für Denkmalpflege (15.11.2019) 1. Bau- und Kunstdenkmalpflege: 
In Bezug auf das o. g. Planverfahren trägt die Bau- und 
Kunstdenkmalpflege keine Anregungen oder Bedenken 
vor. 
 
2. Archäologische Denkmalpflege: 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Direkt aus dem überplanten Bereich sind keine archäologi-
schen Fundstellen oder Funde bekannt, allerdings können 
bei Baumaßnahmen bisher unbekannte Fundstellen und 
Funde zutage treten und sind daher nicht auszuschließen. 
Da die archäologische Situation momentan nicht genauer 
eingeschätzt werden kann, wird eine facharchäologische 
Überwachung etwaiger Baugrunduntersuchungen und 
geologischer Schürfe empfohlen. Falls sich mit solchen 
Untersuchungen keine Synergieeffekte erzielen lassen, 
wird zur Erhöhung der Planungssicherheit dringend emp-
fohlen, unter facharchäologischer Betreuung einige Probe-
schürfe anzulegen. 
Um einen möglichst reibungslosen Ablauf zu gewährleis-
ten, sollten sämtliche Arbeitsschritte in enger Kooperation 
mit dem LAD erfolgen. Erdarbeiten wie Oberbodenabtrag, 
Abriss bestehender Bebauung, Erschließungsmaßnahmen 
und Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen sind frühzeitig 
(2 Wochen vorher) schriftlich dem Landesamt für Denk-
malpflege (LAD) mitzuteilen, um die notwendige fachar-
chäologische Begleitung der Arbeiten sicherstellen zu kön-
nen. Ansprechpartnerin ist: Marie-Claire Ries, Landesamt 
für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart, Fi-
schersteig 9, 78343 Gaienhofen-Hemmenhofen, mariec-
laire.ries@rps.bwl.de, Tel. 07735-93777-126, 0172-
6208797 oder 07735-93 77 71-112. 
Ferner ist festzuhalten, dass gemäß § 20 Denkmalschutz-
gesetz auch im weiteren Bauverlauf etwaige Funde (Kera-
mikscherben, Steinwerkzeuge, Knochen, Reste von histo-
rischen, bearbeitete Bauhölzern, Reste von Pfahlbauten, 
Metallgegenstände, Torfschichten, Mauerreste, auffällige 
Bodenverfärbungen, etc. ) umgehend dem LAD (Anschrift 
s.o.) zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation 
und Ausgrabung im Untergrund zu belassen sind. Gege-
benenfalls ist mit Unterbrechungen der Bauarbeiten zu 
rechnen und Zeit zur Fundbergung einzuräumen. 

Das LAD wird über die Baumaßnahmen infor-
miert. 

11 Regionalverband Bodensee – Oberschwaben 
(15.11.2019) 

Keine Anregungen und Bedenken. 
Da der im Westen deutlich über den Flächennutzungsplan 
hinausreichende und jetzt zu ändernde Bebauungsplan 
rechtskräftig ist, kann die Planung insgesamt vom Regio-
nalverband auch mitgetragen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Vor dem Hintergrund, dass der Bebauungsplan „Ob(er) der 
Ach – Änderung und Erweiterung“ bereits 1998 aufgestellt, 
bisher jedoch nicht umgesetzt wurde und aufgrund des 
notwendigen flächensparenden Bauens gemäß § 1a Abs. 2 
BauGB, regen wir an, den Bedarf an Wohnbaufläche zu 
überprüfen und gegebenenfalls weitere Wohnbaupotenzia-
le zu nutzen, die im rechtskräftigen Flächennutzungsplan 
bereits ausgewiesen wurden. 

12 Deutsche Telekom (06.12.2019) Keine Einwände. 
Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunika-
tionslinien der Telekom, wie aus beigefügtem Plan ersicht-
lich sind. 
Zur Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunika-
tionsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neu-
er Telekommunikationslinien im Plangebiet und eventuell 
außerhalb des Plangebiets erforderlich. 
Die Telekom prüft nach Ankündigung der Erschließung den 
Ausbau dieses Neubaugebietes und orientiert sich beim 
Ausbau an den technischen Entwicklungen und Erforder-
nissen. Insgesamt werden Investitionen nach wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten geplant. 
Der Ausbau der Deutschen Telekom erfolgt nur dann, 
wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint oder 
nach Universaldienstleistungsverpflichtung zwingend ist. 
Dies bedeutet aber auch, dass wir, wo bereits eine Infra-
struktur eines alternativen Anbieters besteht oder geplant 
ist, nicht automatisch eine zusätzliche, eigene Infrastruktur 
errichten. 
Für einen eventuellen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und 
den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 
notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Te-
lekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 6 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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 Institution/Person Stellungnahme/Anregung Vorschlag für Abwägung 
 II. Privatpersonen   
1 Lang (14.11.2019) Siehe Anlage Das Grundstück wird aus dem Geltungsbe-

reich herausgenommen. 
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